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Horſchläge zur Reorganiſation der politiſchen Verwaltung. 
Beſprochen von Dr. Moritz Caſpaar. 


Die großen Fortſchritte, welche die Technik auf allen Gebieten 
der Production und des Verkehres in den letzten Decennien zu ver⸗ 
zeichnen hat, brachten nebſt einer mächtig anſteigenden induſtriellen 
Entwicklung auch eine Aenderung in den Anſchauungen über die 
zweckmäßigſte Einrichtung der Verwaltung, ſoweit ſie das gewerb⸗ 
liche, beziehungsweiſe induſtrielle Leben betrifft, mit ſich. 

Es macht ſich dies ſpeciell in den Forderungen nach einer 
intenſiven und ſachgemäßen Berückſichtigung der Bedürfniſſe des wirth⸗ 
ſchaftlichen Lebens, wie fie die heutige Ausgeſtaltung der gewerblichen 
Thätigkeit mit ſich bringt, geltend. Wir finden dies ſpeciell auf den 
Gebieten des Waſſerrechtes, der Kraftübertragung durch elektriſchen 
Strom, endlich der Einrichtung und Ausgeſtaltung induſtrieller 
Etabliſſements bethätigt. Gerade auf diefem Gebiete begegnen wir am 
meiſten einem Andrängen nach einer Aenderung nicht nur der Ge— 
ſetzgebung, ſondern auch der Verwaltung, welcher ein nicht genügendes 
Eingehen in die geänderten Bedürfniſſe des heutigen wirthſchaftlichen 
Lebens zugeſchrieben wird. I 

Anabhängig davon, aber gleichzeitig und vielfach dem gleichen 
Ziele zuſtrebend, ſehen wir auch das Streben der wiſſenſchaftlich ge- 
bildeten Techniker ſich geltend machen, das, abgeſehen von der äußeren 
Anerkennung der Stellung der Techniker im ſocialen Leben, auf eine 
ſolche Aenderung in der Organiſation der Verwaltung hinarbettet, 
die, aufgebaut auf die vielgeſtaltige Entwicklung des induſtriellen und 
gewerblichen Lebens in der Verwaltung ſelbſt der Fachkenntniß der 
10 5 einen größeren Einfluß geſichert wiſſen will, als dies heute der 

all iſt. 


Die beiden Beſtrebungen, wenn ſie auch ganz unabhängig von 
einander auftreten, berühren ſich in ihren Endzielen, und ſie beſitzen 
im wirthſchaftlichen Leben ſelbſt einen ſo ernſten, in ſeiner Bedeutung 
fo ftetig wachſenden Hintergrund, daß ein Erfolg im Laufe der Zeiten 
kaum ausbleiben wird. Mag auch Manches in den heute ſich geltend 
machenden Wünſchen und Forderungen noch nicht genügend geklärt 
ſein, und mag auch das Beſtehende naturgemäß noch geraume Zeit 
grundſätzliche Umgeſtaltungen ausſichtlos erſcheinen laſſen, ſo wird doch 
auch auf dieſem Gebiete für die Dauer ein geſunder Fortſchritt ſich 
Bahn brechen. 

Will man die vorſtehenden Ausführungen in kurze Worte 
faſſen, ſo kann man dieſelben kennzeichnen als das Streben, dem 
Techniker in der Adminiſtration einen größeren Einfluß zu ver— 
ſchaffen, nicht nur als begutachtendes, ſondern als mitberathendes 
Organ der Verwaltung. Als eine nicht aus Technikerkreiſen her— 
rührende Enunciation in dieſer Richtung ſoll ein Antrag der Handels— 
und Gewerbekammer Prag „auf Reorganiſation der Gewerbebehörden“ 
erſtattet an den Handelsminiſter, hier beſprochen werden. Die Be— 
deutung, welche einer wirthſchaftlichen Corporation wie der erwähnten 
Kammer zukommt, rechtfertigt es jedenfalls, die Vorſchläge derſelben an 
dieſer Stelle einem weiteren Leſerkreiſe zugänglich zu machen, wenn 
auch ihre Tendenz eine allgemeine Zuſtimmung nicht finden dürfte. 

Der Antrag hat ſeinen Ausgangspunkt in den Ergebniſſen der 
von der Prager Handels- und Gewerbekammer in der Zeit vom 
14. bis 19. März 1898 abgeführten Enquste behufs Feſtſtellung des 
Niederganges unſerer Induſtrie und der Mittel zur Abhilfe. Dieſe 
Enquéte, über deren Verhandlungen durch die Kammer ein ſteno— 
graphiſches Protokoll veröffentlicht wurde, brachte vielfache Klagen 
über die heutige Organiſation der Gewerbebehörden, ſowie über die 
Handhabung der Geſetze in gewerblichen, ſpeciell den Bau, die Er— 
weiterung von Betriebsanlagen betreffenden Fragen zum Ausdrucke 
und bot der Prager Handels- und Gewerbekammer das Materiale, 
aus dem ſie ihre Anträge auf eine Aenderung in der Organiſation 
der Gewerbebehörden geſchöpft. 

Der Antrag der Prager Kammer läßt ſich in zwei Forderungen 
zuſammenfaſſen. Die eine betrifft eine Loslöſung der gewerblichen 
Agenden von den übrigen Verwaltungsangelegenheiten und Schaffung 
einer eigenen Gewerbebehörde. Als eine damit verknüpfte Bedingung 
it eine entſprechende Vorbildung der politiſchen Beamten, beziehungs— 
weiſe der Juriſten für den Verwaltungsdienſt, und zwar ſowohl an 
der Univerſität als in der Praxis zu bezeichnen. Die Forderung 
einer intenſiveren verwaltungsrechtlichen und ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Ausbildung iſt durchaus nicht neu, ſte entſpricht der ſchon wiederholt 
angeregten Theilung der juridiſchen Facultäten. Die Schaffung eigener 
Gewerbebehörden ſoll dem Bedürfniſſe nach einer intenſiveren Bethäti— 
gung der Volkswirthſchaftspflege auf dem Gebiete des Gewerbes und 
der Induſtrie nachkommen, weiters erſcheint ſie nothwendig, mit Rück⸗ 
ſicht auf die genügend bekannte, von Jahr zu Jahr ſteigende Be— 


laſtung unſerer Verwaltungsbehörden. Daß unter den heutigen Ver⸗ 


hältniſſen die Gewerbeförderung durch entſprechende Handhabung der 
betreffenden Geſetze weſentlich von der Perſönlichkeit der Verwaltungs⸗ 
beamten abhängt, iſt nicht zu leugnen. 

Die zweite Forderung betrifft die größere Selbſtſtändigkeit der 
den politiſchen Behörden zugetheilten Sachverſtändigen, der Staats- 
techniker, ſowie der Aerzte. 

Wir übergehen hier die Vorſchläge, ſoweit ſie die ſtaatswiſſen— 
ſchaftliche, beziehungsweiſe verwaltungsrechtliche Ausbildung der 
Juriſten an der Univerſität,“ ſowie die Wünſche der praktiſchen Be— 
thätigung der in den Verwaltungsdienſt eintretenden Candidaten, be— 
ziehungsweiſe ihre Praxis bei Handels- und Gewerbekammern be— 
treffen. Dasſelbe gilt von den Bemerkungen über die verwaltungs— 
rechtliche Ausbildung der Advocaten und Notare behufs ihrer Eignung 
für die Vertretung in den heute allerdings ſchon außerordentlich um— 
fangreichen Gebieten der politiſchen Verwaltung. 

Das Schwergewicht der Vorſchläge beruht vielmehr darauf, daß 
nach Anſicht der Kammer die Entſcheidung der politiſchen Behörde 
an das Gutachten der Fachreferenten gebunden ſein ſoll. Die Kammer 
ſagt darüber: „Der juridiſche Beamte als Leiter und Repräſentant 
der Behörde muß und ſoll wohl auch künftighin die Entſcheidung 
ausſprechen, in techniſchen und janitären Fragen ſoll er aber ver— 
pflichtet ſein, dieſer Entſcheidung das Gutachten ſeiner Fachreferenten 
zu Grunde zu legen, ohne dasſelbe erſt ſeiner eigenen Beurtheilung 
unterziehen oder gar abändern zu dürfen.“ 

In conſequenter Durchbildung dieſes Gedankens gelangt die 
Kammer aber auch zu Vorſchlägen über die Beſtellung der techniſchen 
Sachverſtändigen. Es wird vor Allem darauf Hingewielen, daß die 
Specialiſirung, welche die Technik in der Neuzeit erfahren hat, die 
Stellung der Staatstechniker der politiſchen Verwaltung in dem 
Maße ſchwieriger macht, als gerade Induſtrie und Gewerbe an den 
Fachreferenten die verſchiedenartigſten Aufgaben ſtellen, deren Löſung 
in vielen Fällen über die techniſche Qualification der Hochbautechniker 
hinausgehen, und die Intervention eines Maſchinentechnikers oder 
eines Chemikers erfordert. Die Prager Kammer führt nun aus, daß 
heute der Staatstechniker in Fragen gewerblicher und induſtrieller 
Bauführungen die verſchiedenſten Gebiete techniſchen Wiſſens be— 
herrſchen ſoll, daß er aber ſein Gutachten auch dann abgeben muß, 
wenn die Anforderungen über ſeine ſpecielle Fachbildung hinausgehen. 
Die Anſchauung, wie ſie die Prager Kammer vertritt, daß der 
Staatstechniker ſein Urtheil allein abgeben muß, und daß er hiezu 
nicht Specialkräfte requiriren kann, mag zwar in ſpeciellen Fällen 
begründet ſein; im Allgemeinen jedoch dürfte die Nichtbeiziehung von 
Experten der Specialfächer von den politiſchen Behörden vielfach aus 
Rückſicht auf die Koſtenfrage unterlaſſen werden. 

Daß dieſe Unterlaſſung mißlich iſt, kann nicht geleugnet werden, 
es würden jedoch die Auslagen für Commiſſionen, die gerade am 
flachen Lande nicht ſelten heute ſchon erhebliche ſind, bedeutend er— 
höht, wenn der Vertretung der Specialfächer volle Rechnung ge— 
tragen werden ſoll. Wir verweiſen hier nur auf die in einzelnen Be⸗ 
zirken geübte Beiziehung von Elektrotechnikern. Da, wo es ſich um 
große Anlagen handelt, wird dies weniger fühlbar, wohl aber iſt dies 
bei geringfügigeren Anläſſen von Bedeutung. 

Zur vollen Durchführung jener Forderung, welche eine Theilung 
der Competenzen zwiſchen den juridiſchen und kechniſchen Beamten 
verlangt, gehört es auch, daß der behördliche Sachverſtändige ſelbſt 
die zur Entſcheidung nothwendige fachliche Qualification beſitzt. Er 
ſoll von der Beiziehung dritter, fremder Sachverſtändiger abſehen 
können, da er ja ſonſt auf Grund Angaben dritter, nicht der Be⸗ 
hörde angehöriger Sachverſtändiger zu entſcheiden hätte. Es ſoll dies 
erreicht werden durch eine Reorganiſation des techniſchen Dienſtes 
durch Aufſtellung eines „beſonderen techniſchen Corps mit der aus⸗ 
ſchließlichen Beſtimmung für die Löſung gewerbetechniſcher Ange- 
legenheiten“. 

Es muß hier bemerkt werden, daß die Prager Kammer in ihren 
Vorſchlägen auf eine möglichſte Erleichterung der Errichtung, ſowie 
auf eine ungehinderte Betriebsführung gewerblicher und induſtrieller 
Anlagen bedacht iſt. Von dieſem Geſichtspunkte aus und mit Rück⸗ 


1 Siehe darüber ſchon 1876 Dr. F. Kleinwächters „Die rechts⸗ und ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftlichen Facultäten in Oeſterreich.“ Wien. Manz. 


ſicht auf die größere Bedeutung, welche ein hochentwickeltes, gewerb— 
liches und induſtrielles Leben für den Staat beſitzt, ſind auch die 
Vorſchläge der Kammer zu beurtheilen. In dieſem Sinne ſind auch 
die folgenden Anregungen aufzufaſſen. 

1. Schaffung beſonderer gewerbetechniſcher Departements bei den 
Behörden II. und III. Inſtanz. 

Zutheilung beſonderer ſelbſtſtändiger gewerblichtechniſcher Organe 

zu den Gewerbebehörden I. Inſtanz. 

Entſendung beſonders qualificirter Beamten des unter 1 ge— 

nannter Departements für wichtige Amtshandlungen der I. 

Inſtanz. 

„Bekanntgabe ſämmtlicher principieller Entſcheidungen durch peri— 
odiſche Amtsblätter. 

. Gollegiale Berathung der techniſchen und Sanitätsorgane in 
allen Inſtanzen. 

Es ſteht zu erwarten, daß die Vorſchläge der Handels- und Ge— 
werbekammer von Prag die Unterſtützung der übrigen Kammern finden 
und daß auch der Induſtrierath ſich denſelben anſchließt. Man wird daher 
mit einer Enunciation der wichtigſten öffentlichen wirthſchaftlichen 
Corporationen rechnen können. Ob dieſe Kundgebungen einen vollen 
Erfolg haben werden, möchten wir bezweifeln, da Vorſchläge, die 
grundſätzliche Aenderungen beſtehender Einrichtungen, insbeſonders 
ſolche, welche eine Beſchränkung beſtehender Rechte und Uebungen 
enthalten, auf vielfache Widerſtände ſtoßen, auch dann, wenn ihre Be 
rechtigung im Allgemeinen nicht geleugnet wird. Daß die Durch— 
führung der Vorſchläge nicht ohne Schwierigkeit und auch nicht ſo— 
fort zu erreichen iſt, verkennt auch die Prager Kammer nicht. Es iſt 
dies auch richtig, da es ſich nicht um irgend eine neue geſetzliche Be— 
ſtimmung, ſondern vielmehr um eine den modernen Verhältniſſen ent- 
ſprechende Anwendung der Geſetze ſowohl ſeitens der Juriſten, 
als auch ſeitens der Techniker handelt. Dagegen ſind die Anträge 
der Prager Kammer gewiß als ſehr werthvolle Anregungen zu be— 
grüßen, die ein Programm auf die Tagesordnung ſetzen, das nicht 
mehr zurückgeſtellt werden kann, das endlich, wenn auch nicht ſofort, 
in ſeiner Berechtigung anerkannt werden wird. Wir beſitzen ja in 
Oeſterreich das Beiſpiel einer Fachbehörde auf dem Gebiet der Ver— 
waltung, welche den Forderungen der Prager Kammer rückſichtlich der 
Volkswirthſchaſtspflege entſpricht, es iſt dies die Bergbehörde. Die 
Eigenart des Bergbaues hat ſchon frühe, abgeſehen von der Ent— 
wicklung des Bergrechtes, zur Errichtung einer mit ſpeciellen Fach— 
kenntniſſen ausgeſtatteten Verwaltung geführt, ganz aus denſelben 
Gründen, die heute für das Gewerbe, beziehungsweiſe für die In— 
duſtrie geltend gemacht werden. 

Nur durch dieſe Sonderſtellung war es dem Bergbau möglich, 
ſich den allgemeinen wirthſchaftlichen Verhältniſſen entſprechend zu 
entwickeln. Wir wollen hier nicht den Gedanken weiter ausführen, ob 
eine analoge Einrichtung nicht auch für unſere Induſtrie von großem 
Vortheil fein würde; ein Hinweis ſoll nur andeuten, daß heute ſchon 
ein Beiſpiel der Specialiſirung des Gebietes der öffentlichen Ver— 
waltung vorliegt. 

War die Eigenart des Bergbaubetriebes ſchon frühe der Grund 
dieſer beſonderen Fürſorge, ſo können heute die völlig geänderten 
Verhältniſſe der gewerblichen und induſtriellen Technik mit nicht ges 
ringem Rechte auf die Berechtigung einer dieſen Erforderniſſen an⸗ 
gepaßten Verwaltung hinweiſen. Das praktiſche Leben und ſpeciell die 
nimmer raſtende Ausgeſtaltung der Technik auf den verſchiedenen Ge— 
bieten drängt auf eine Umgeſtaltung der Verwaltung. 

Will ein Staat nicht in ſeiner wirthſchaftlichen Entwicklung 
zurückbleiben, ſo muß er dieſem Drängen nachgeben und den geänderten 
Verhältniſſen nicht nur in der Geſetzgebung, ſondern auch in der 
Verwaltung nachkommen. 


2. 


3. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 
Nichtpolitiſchen Vereinen iſt auch ohne eine bezügliche Statuten⸗ 
beſtimmung geſetzlich nicht verwehrt, einem Verbande beizutreten. 

Die Statthalterei in L. hat mit dem Exlaffe vom 3. November 
1898, 3. 17.770, die Amtshandlung über den vom Verein für Werk⸗ 
meiſter und Fabriksbeamte in V. und Umgebung angezeigten Zuſatz 
zu den Vereinsſtatuten, betreffend den Beitritt zum allgemeinen öſter— 


— 99 


reichiſchen Werkmeiſter-Verband in R., abgelehnt, weil der rechtliche 
Beſtand dieſes Verbandes nicht nachgewieſen, und die erforderliche An— 
zahl von Statutenexemplaren desſelben nicht vorgelegt worden ſei. 

Ueber den von dem genannten Vereine dagegen ergriffenen Re— 
curs hat das Miniſterium des Innern mit Erlaß vom 14. Jänner 1899, 
Z. 42.816 ex 1898 der Statthalterei eröffnet, daß nichtpolitiſchen 
Vereinen auch ohne bezüglichen Vorbehalt in den eigenen Statuten 
geſetzlich nicht verwehrt iſt, einem Verbande beizutreten, und daß daher 
auch nicht beanſtändet werden kann, wenn ein Verein ſeinen Beitritt 
zu einem Verbande ausdrücklich in den Statuten vorſieht. Hiebei ſei 
es vollkommen irrelevant, ob der betreffende Verband bereits zu Recht 
beſteht oder erſt gebildet werden ſoll und ſei ſonach die Forderung 
des Nachweiſes über den rechtlichen Beſtand des Verbandes nicht 
begründet. 

Gleichzeitig hat das Miniſterium bemerkt, daß die mit dem 
Normativerlaſſe vom 24. Jänner 1878, 3. 456 ertheilten Weiſungen 
inſofern abgeändert werden, als nichtpolitiſche Vereine ihren Beitritt 
zu einem Verbande nicht anzuzeigen haben und für einen ſolchen 
Beitritt nur die Aufnahmsbedingungen des betreffenden Verbands— 
ſtatutes maßgebend ſind. Erz: 


Die im Wege der politifchen Execution aufgelaufenen Executions⸗ 

koſten ſind bei der Vertheilung des Meiſtbotes für eine in gericht⸗ 

licher Feilbietung verkaufte Realität in der Nangordnung der an⸗ 
gemeldeten Steuern nicht zuzuweiſen. $ 216 E.⸗O. 


In der Executionsſache der L. Sparcaſſe gegen H. wegen 
400 fl. 09 kr. wurde von dem Meiſtbote von 1700 fl. für das Haus 
Nr. 1385 in Auſſig dem k. k. Steuerärar an rückſtändigen Grund— 
ſteuern 181 fl. 89 kr. zugewieſen, das Begehren um Zuweiſung der 
Executionsgebühren aber zurückgewieſen, weil dieſen Gebühren nach 
§ 216 E.⸗O. letzter Abſatz eine gleiche Rangordnung nicht zukommt. 

Den gegen dieſen Beſchluß des k. k. Bezirksgerichtes A. pom 
16. Juli 1898 III 2532/87/11 von der k. k. Finanzprocuratur und 
des k. k. Aerars eingebrachten Recurs hat das k. k. Kreis- als Re⸗ 
cursgericht L. abgewieſen und den erſtrichterlichen Beſchluß beſtätigt. 

Gründe: Zu dem Meiſtbote von 1700 fl. für das Haus 
Nr. 1395 in A hat das k. k. Hauptſteueramt die nicht mehr als 


2 


3 Jahre rückſtändigen Steuern ſammt Zuſchlägen und den Koſten 


der politiſchen Execution im Geſammtbetrage von 186 fl. 49 kr. 


angemeldet. Hievon wurden die Steuern und Zuſchläge im Betrage 
vom 181 fl. 89 kr. in bevorzugter Rangordnung zugewieſen, die Zu— 
weiſung der Koſten der politiſchen Execution im Betrage von 4 fl. 
60 kr. aber verweigert. Es iſt wohl richtig, daß nach § 16 des 
Geſetzes vom 25. Juli 1871, 3. 95 R.⸗G.⸗Bl., die Proceß⸗ und 
Executionskoſten das gleiche Pfandrecht wie die Forderung ſelbſt zu— 
ſteht, richtig iſt, daß nach 8 36 C.⸗O. Proceß- und Executionskoſten, 
wenn ſie mit der Forderung gleiches Pfandrecht genießen, auch zu— 
gleich mit dieſen zur Berichtigung kommen, richtig iſt, daß die neue 
Executionsordnung laut der Motive nicht beſtrebt war, neues mate— 
vielles Recht zu ſchaffen. Wohl aber war bei Schaffung derſelben be- 
abſichtigt, beſtehende Controverſen zur Löſung zu bringen. Daß ſolche 


Zweifel bezüglich der Koſten der politiſchen Execution beſtanden, er- 
gaben mehrfache Entſcheidungen, insbeſondere die des Oberſten Gerichts- 
hofes vom 26. Jänner 1881, 3. 882, welche dieſe Frage im ne— 
gativen Sinne löſt. Diesfällig kann die Beſtimmung des § 216 E.⸗O. 
nur dahin verſtanden werden, daß Proceß- und Executionskoſten, 
welche gerichtlich nicht beſtimmt find, in Anſehung der im 8 216, 
Abſ. 2, 4 E. bezeichneten Anſprüche gleiche Priorität mit dem Ca⸗ 
pitale nicht genießen. Da nun weder in der Anmeldung noch im 
Recurſe behauptet wurde, daß den fraglichen Executionskoſten eine 
gerichtliche Beſtimmung zu Grunde lag, war der Recurs unter Be— 
ſtätigung des angefochtenen Beſchluſſes abzuweiſen. 

Ueber den gegen dieſe Recursentſcheidung erhobenen Reviſions⸗ 
recurs hat der k. k. Oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 
27. September 1898, 3. 13.332, nachſtehenden Beſchluß gefaßt: Es 
werde der Reviſionsrecurs der k. k. Finanzprocuratur wider den 
Beſchluß des k. k. Kreis⸗ als Recursgerichtes L. vom 1. September 
1898 R II 102 98¼1 abgewieſen. Denn nach Art. VIII des E.⸗G. 
zur E.⸗O. wurden die beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften über die 


Vorzugsrechte und über die Sicherung und Einbringung von Steuern 
ꝛc. aufrecht erhalten und es genießen nach $ 216 E.-O. das privi⸗ 
legirte Pfandrecht mit den Steuern nur jene Executionskoſten, die im 
gerichtlichen Wege aufgelaufen und auch gerichtlich feſtgeſtellt ſind. 
Aus der Faſſung des § 216 E.⸗O. geht klar hervor, daß die Koſten 
der politiſchen Execution von dem privilegirten Pfandrechte aus— 
geſchloſſen ſeien, was auch in der Natur der Sache gelegen iſt, weil 
die Koſten der politiſchen Execution in einem anderen Verfahren auf— 
gelaufen ſind, im gegebenen Falle ſich auf das Executionsobject gar 
nicht bezogen haben und dieſen Koſten weder die Eigenſchaft von 
Zuſchlägen noch einer öffentlichen Abgabe innewohnt. Ger. H. 


Die Seſſion, während welcher kein Mitglied des Reichsrathes (Land: 

tages) ohne Zuſtimmung des Hauſes gerichtlich verfolgt werden 

darf, beginnt nicht ſchon mit dem Erſcheinen des kaiſerl. Patentes, 

durch welches der Reichsrath (Landtag) einberufen wird, ſondern 

mit dem Tage, an welchem ſich in Gemäßheit dieſer Einberufung 
der Reichsrath (Landtag) verfammelt. 

Der Caſſationshof hat mit Plenarentſcheidung vom 2. Novem— 
ber 1898, Z. 14.632, auf Grund der §§ 33 und 292 St.⸗P.⸗O. 
zu Recht erkannt: Durch den vom Bezirksgerichte Wegſtädtl am 
3. October 1898 eingeleiteten Art der Zuſtellung eines Urtheiles vom 
19. September 1898 an den Reichsrathsabgeordneten S. und durch 
den Beſchluß desſelben Bezirksgerichtes vom 12. October 1898, mit 
welchem der wider dieſes Urtheil eingebrachte Einſpruch des S. ver— 
worfen worden iſt, wurde das Geſetz verletzt; es werden ſowohl die 
eingeleitete Zuſtellung als auch der angeführte Beſchluß als nichtig 
aufgehoben, und dem Bezirksgerichte Wegſtädtl wird verordnet, vor 
Ertheilung der zunächſt einzuholenden Zuſtimmung des Reichsrathes 
mit weiteren Schritten wider S. innerhalb der Seſſionsdauer nicht 
vorzugehen. 

Gründe: Anläßlich der Vorgänge bei einer vom ſocialdemo— 
kratiſchen Wahlvereine für den fünften Wahlkreis Böhmens einberufenen 
Verſammlung hatte die Staatsanwaltſchaft die ſtrafgerichtliche Ver— 
folgung des Reichsrathsabgeordneten S. und ſeiner Genoſſen wegen 
mehrerer Uebertretungsfälle bei dem Bezirksgerichte Wegſtädtl eingeleitet. 
Die Vorladung zu der wider die Beſchuldigten auf den 11. Auguſt 1898 
anberaumten Hauptverhandlung konnte dem S. nicht zugeſtellt werden; 
das Bezirksgericht beſchloß, das Verfahren wider ihn abgeſondert durch— 
zuführen, und ordnete dazu auch den 22. Auguſt l. J. die Verhand— 
lung an, welche auf fein Anlangen zum 19. September l. J. erſtreckt 
worden iſt. Inzwiſchen ward mit kaiſerl. Patent vom 1. September 1898, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 148, der Reichsrath auf den 26. September 1898 
einberufen. Das Recht der Immunität anrufend, legte Abgeordneter 
S. die trotz Proteſtes in ſeiner Wohnung zurückgelaſſene Vorladung 
mit Eingabe de praes. 14. September 1898 zurück, blieb von der 
Hauptverhandlung weg, und wurde mit Urtheil des Bezirksgerichtes 
Wegſtädtl vom 19. September 1898 unter Verhängung einmonat⸗ 
licher Arreſtſtrafe und des Strafkoſtenerſatzes auf Grund des § 459 
St.⸗P.⸗O. der Uebertretung der 88 312 und 314 St.⸗G. und der 
SS 2 und 19 des Geſetzes vom 15. November 1867, R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 135, über das Verſammlungsrecht und der 88 5 St.⸗G. 
und 21 und 36 des Geſetzes vom 15. November 1867, R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 134, über das Vereinsrecht ſchuldig erkannt. Um die Zuſtellung 
des Urtheiles erſucht, theilte das Bezirksgericht Neunkirchen unter dem 
26. September 1898 jenem zu Wegſtädtl mit, daß ſich S. als Reichs⸗ 
rathsabgeordneter in Wien befinde, worauf das Bezirksgericht Weg⸗ 
ſtädtl am 3. October 1898 die Zuſtellung an denſelben mittelſt Poſt 
einleitete, welche jedoch, da Adreſſat die Annahme verweigerte, erfolg 
los blieb. In dem „vorſichtsweiſe“ wider das Urtheil erhobenen Ein⸗ 
ſpruche vertritt Abgeordneter S. die Rechtsanſicht, daß die im § 2 
des Geſetzes vom 3. October 1861, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 98, beziehungs⸗ 
weiſe im § 16 des Geſetzes vom 21. December 1867, R.-G.-Bl. 
Nr. 141, gewährte Immunität ſchon mit der Einberufung des Reichs⸗ 
rathes begann, daß ſich daher ſchon die Ausſchreibung der Verhandlung 
vom 19. September 1898 und die Zuſtellung der Vorladung zu der⸗ 
ſelben als nichtig darſtelle, und daß dies umſomehr rückfichtlich jener 
gerichtlichen Acte zu gelten habe, welche dem 26. September l. J. 
als dem erſten Sitzungstage des Abgeordnetenhauſes nachfolgten; ſo— 


dann führt er aus, die Vorladung zur Verhandlung am 19. September 
ſei ihm nicht gehörig zugeſtellt worden, das unabwendbare Hinderniß, 
zu dieſer Verhandlung zu erſcheinen, aber liege in der mit der Stellung 
des Abgeordneten verbundenen Nöthigung, ſich vor Zuſammentritt 
des Reichsrathes auf das Intenſivſte mit politiſchen Angelegenheiten 
zu befaſſen und insbeſondere an den um dieſe Zeit bereits ſtattfin⸗ 
denden Elub⸗ und Parteiſitzungen theilzunehmen u. dgl. m. Dem 
Einſpruche fand das Bezirksgericht Wegſtädtl laut Beſchluſſes vom 
12. October 1898 keine Folge zu geben, weil dem Abgeordneten S. 
die Vorladung zu der auf den 19. September 1898, ſomit noch vor 
der Eröffnung des Reichsrathes angeordneten Hauptverhandlung zu 
eigenen Handen zugeſtellt wurde, der Umſtand, daß der Beſchuldigte 
dagegen proteſtirte und die Vorladung zurückſendete, an der Sache 
nichts ändere, zumal er bereits zu der auf den 22. Auguſt 1898 
anberaumten Hauptverhandlung vorgeladen war, und dieſelbe nur 
auf ſein Anſuchen vertagt wurde, und weil von einem unabwend— 
baren Hinderniſſe des Erſcheinens keine Rede ſein könne, da die 
Hauptverhandlung auf den 19. September 1898 anberaumt war, 
während der Reichsrath erſt am 26. September 1898 eröffnet wurde. 
Aus dem Geſichtspunkte des § 16, al. 3 des Geſetzes vom 21. De- 
cember 1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 141 ($ 2 des Geſetzes vom 3. October 
1861, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 98) läßt ſich das eben ſkizzirte Vorgehen des 
Bezirksgerichtes Wegſtädtl, einſchließlich der am 19. September 1898 
erfolgten Urtheilsfällung und des vor dem 26. September 1898 an 
das Bezirksgericht Neunkirchen gerichteten Erſuchens um Zuſtellung 
des Urtheiles, grundhältig nicht beanſtänden. Die Seſſion, während 
welcher kein Mitglied des Reichsrathes ohne Zuſtimmung des Hauſes 
gerichtlich verfolgt werden darf, beginnt nicht ſchon mit dem Erſcheinen 
des kaiſerlichen Patentes, durch welches der Reichsrath einberufen wird, 
ſondern mit dem Tage, an welchem ſich in Gemäßheit dieſer Ein— 
berufung der Reichsrath verſammelt ($ 1 des Geſetzes vom 12. Mai 
1873, R.-⸗G.⸗Bl. Nr. 94), gegebenen Falles alſo mit dem 26. Sep- 
tember 1898. Aber daß das Bezirksgericht Wegſtädtl am 3. October 
1898, alſo nach dem Tage, auf welchen der Reichsrath einberufen 
war, und ſchon während der Seſſion desſelben die Poſt für die Zu— 
ſtellung des Urtheiles an S. in Anſpruch nahm, und daß es ſich 
am 12. October 1898 in die Erledigung des vom Verurtheilten über⸗ 
reichten Einſpruches einließ, daher — ſtatt ſich wegen Ertheilung der 
Zuſtimmung an den Reichsrath zu wenden und inzwiſchen das Ver— 
fahren auf ſich beruhen zu laſſen — Acte der gerichtlichen Verfolgung 
vornahm, das läßt ſich mit der erwähnten ſtaatsgrundgeſetzlichen Be— 
ſtimmung ſchlechterdings nicht vereinen. Es war demnach der in dieſer 
Richtung gemäß § 33 St.-P.⸗O. ergriffenen Nichtigkeitsbeſchwerde der 
Generalprocuratur zur Wahrung des Geſetzes ſtattzugeben und unter 
Conſtatirung der unterlaufenen Verletzung des Geſetzes ſowohl die gerügte 
Einleitung der Zuſtellung des Urtheiles an S., als auch der Beſchluß, 
betreffend die Verwerfung des Einſpruches, als nichtig aufzuheben, 
und dem Bezirksgericht der weitere geſetzliche Vorgang zu verordnen. 


Notizen. 


(Verhältniß der politiſchen Execution zur gerichtlichen 
Zwangsvollſtreckung.) Im Einvernehmen mit den Miniſterien des Innern 
und der Juſtiz hat das k. k. Finanzminiſterium mit Erlaß vom 20. December 1898, 
3. 40.848, unter theilweiſer Abänderung des Punktes 7 des Erlaſſes vom 
18. Jänner 1898, Z. 58.418, (J. Nr. 18 des Jahrganges 1898 d. 3.) angeordnet, 
daß von der gleichzeitigen zwangsweiſen Pfandrechtsbegründung und bücherlichen 
Anmerkung der politiſchen Sequeſtration ſtets dann abgeſehen werden kann, 
wenn es ſich nur um die Einbringung von nicht länger als drei Jahre rück⸗ 
ſtändigen, von der Liegenſchafſt zu entrichtenden Steuern ſammt Zuſchlägen oder 
ſonſtigen von der Liegenſchaft zu entrichtenden öffentlichen Abgaben und nicht länger 
als drei Jahre rückſtändigen Verzugszinſen dieſer Steuern und Abgaben handelt. 

(Unberechtigter Heilmittelverkauf.) Aus Anlaß des Falles, daß 
eine Eſſenz als Heilmittel von einem Droguiſten verkauft wurde, hat das Mini⸗ 
ſterium des Innern ſich mit Schreiben vom 2. März 1899, 3. 5450, dahin gut⸗ 
ächtlich geäußert, daß als diätetiſche Mittel nur ſolche Genußartikel bezeichnet werden 
können, welche lediglich die Anregung und Förderung der phyſiologiſchen Functionen 
des Körpers, insbeſonders in Bezug auf die Ernährung, nicht aber die Beſeitigung 
krankhafter (pothologiſcher) Zuſtände zum Zwecke haben. Sie dürfen daher keine 
Stoffe enthalten, welche nur zu arzneilicher Verwendung dienen und dürfen auch 
nicht unter Voranſtellung arzneilicher Wirkung in Verkehr geſetzt werden. 

(Betreffend das Anſuchen der gerichtlichen Vollſtreckungs⸗ 
organe um Unterſtützung durch die Gendarmerie) hat das k. k. Juſtiz⸗ 
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miniſlerium mit Verordnung vom 17. April 1899 Nachſtehendes angeordnet: 
Aus Anlaß eines Falles hat das k. k. Landesvertheidigungsminiſterium allen 
k. k. Landesgendarmerie⸗Commanden zur entſprechenden Anweiſung der unter⸗ 
ſtehenden Mannſchaften bekannt gegeben, daß durch die im § 26, 2. Abſatz, E.⸗O. 
normirte Ermächtigung der gerichtlichen Vollſtreckungsorgane zum unmittelbaren 
Anſuchen von Gendarmerieaſſiſtenz die Beſtimmungen des § 45 der Dienſtinſtruction 
für die Gendarmerie (Beil. zum J.⸗M. V.⸗Bl. 1895, Nr. 9), welche die Zuläſſig⸗ 
keit eines ſolchen unmittelbaren Anſuchens von „einer Gefahr im Verzuge“ ab⸗ 
hängig machen, modificirt worden ſind, und die gerichtlichen Vollſtreckungsorgane 
dermal unter den in der Executionsordnung ſelbſt angeführten Vorausſetzungen die 
Gendarmerieaſſiſtenz ſtets unmittelbar nachſuchen können. Auch hat das k. k. Landes⸗ 
vertheidigungsminiſterium anerkannt, daß die Gendarmerieaſſiſtenz ſowohl bei 
wirklich entgegengeſtelltem, wie bei unmittelbar drohendem Widerſtande vom gericht⸗ 
lichen Vollſtreckungsorgane nachgeſucht werden kann. Die Gerichte werden gleichzeitg 
aufmerkſam gemacht, daß die Gendarmerieaſſiſtenz im Sinne. des § 26 E.⸗O. in 
der Regel erſt dann nachzuſuchen ſein wird, wenn die localen Sicherheitsorgane, 
beziehungsweiſe die zur Handhabung der Localpolizei zunächſt beſtellten Gemeinde⸗ 
organe zur Beſeitigung eines wirklich ausgeübten oder eines mit Grund zu be⸗ 
ſorgenden Widerſtandes thatſächlich nicht hinreichten oder aber hiezu nach aller 
Vorausſicht nicht ausreichen würden. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den geheimen Rath Dr. Paul Freiherrn Gautſch 
von Frankenthurn zum Präſidenten des Oberſten Rechnungshofes ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Ober⸗Rechnungsrathe Karl Knaipp das Ritter⸗ 
kreuz des Franz Joſefordens verliehen, 

Se. Majeſtät haben die Bauräthe Hermann Wehrenfennig und Julian 
Niedzielski zu Ober⸗Bauräthen im Miniſterium des Innern, u. zw. den 
Erſteren extra statum ernannt. 

Se. Majeſtät haben den im Finanzminiſterium in Verwendung ſtehenden 
Bergrath Max Arbeſſer v. Raſtburg zum Ober⸗Bergrathe ernannt. 

Se. Majeſtät haben die Finanzräthe Rudolſ Fritſch, Adalbert Prorok, 
Franz Rozum, Anton Friſch, Dr. Karl Jarolimek, Guftav Lauermann, 
Anton Wanitzka, Fraz Kotis, Thomas Bednär, Leonard Kirſchner, Karl 
muchal, Adalbert Pouzar, Theodor Dolegni und Rudolf Budil zu 
Ober⸗Finanzräthen bei der Finanz⸗Landesdirection in Prag ernannt. 

Se. Majeſtät haben die mit dem Titel und Charakter eines Ober-Finanz⸗ 
rathes bekleideten inanzräthe Joſef Gießer in Klagenfurt und Wolf Ran⸗ 
nicher in Troppau zu Ober-Finanzräthen ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Polizeirathe der Wiener Polizeidirection Karl 
Brzeſowsky den Titel und Charakter eines Ober-Polizeirathes und dem 
Polizeicommiſſär Otto R. v. Roth den Titel und Charakter eines Polizei-Ober⸗ 
commiſſärs verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Finanzrathe und Vorſtande des Gebührenbemeſſungs⸗ 
amtes in Klagenfurt Dr. Otto Happenhofer den Titel und Charakter eines 
Ober⸗Finanzrathes verliehen. 


Erledigungen. 


1 Obercontrolorſtelle in der VIII. Rangsclaſſe bei der Finanz-Landes 
direction in Wien bis 14. Juni 1899. (Amtsbl. Nr. 117.) 

3 event. mehrere Polizeirath ſtellen in der VII. Rangsclaſſe, 3 event. 
mehrere Polizei-Obercommiſſärsſtellen in der VIII. Rangsclaſſe, 3 event. 
mehrere Polizeicommiſſärsſtellen in der IX. Rangsclaſſe, 3 event. mehrere 
Polizeiconctpiſtenſtellen in der X. Rangsclaſſe bei der Polizeidirection in 
Wien bis 15. Juni 1899. (Amtsbl. Nr. 119.) 

1 Haupteaſſa⸗Officialsſtelle in der X. Rangsclaſſe im Status der 
Alpinen Salinenverwaltungen bis 16. Juni 1899. (Amtsbl. Nr. 114.) 8 

1 Liquidator- und 2 Hauptcafjierftellen in der VIII. Rangsclaſſe, 
event. mehrere Caſſierſtellen und Pfänderverwahrerſtellen in der IX. Rangs⸗ 
claſſe, event. mehrere Officialsſtellen in der X. Rangsclaſſe bis 4. Juni 1899, 
endlich mehrere Kanzliſtenſtellen in der XI. Rangsclaſſe bis 18. Juni 1899 
beim k. k. Verſatzamte in Wien. (Amtsbl. Nr. 116.) 

10 Kanzliſtenſtellen in der XI. Rangselaſſe bei den politiſchen Behörden 
in Böhmen bis 18. Juni 1899. (Amtsbl. Nr. 116.) 

1 Hilfsämterdirections⸗Adjunctenſtelle, event 1 Officialſtelle 
in der IX., bezw. X. Rangsclaſſe und 2, event. 3 Kanzliſtenſtellen in der 
XI. Rangsclaſſe bei der mähriſchen Statthalterei bis 20. Juni 1899. (Amtsbl. 
Nr. 118.) 

2 Ober⸗Ingenieurſtellen in der VIII. Rangsclaſſe, event. 3 In⸗ 
genie urſtellen in der IX. Rangsclaſſe, event. 3 Bauadjunctenſtellen in der 
X. Rangsclaſſe und 1 Baupraktikantenſtelle mit dem Adjutum jährlicher 
600 fl. im Staatsbaudienſte für Schleſien bis 20. Juni 1899. (Amtsbl. Nr. 119. 

1 Veterinär⸗Inſpectorſtelle in der IX. Rangsclaſſe, eventuell 
1 Veterinär⸗Concipiſtenſtelle in der X. Rangsclaſſe im küſtenländiſchen 
Veterinärdienſte bis 22. Juni 1899. (Amtsbl. Nr. 119.) 


D Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift fammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 27 und 28 der Erkenntniſſe des adminiſtrativ⸗ rechtlichen 
Theiles, 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


